
 
Grünstreifen: 
So viel  Abstand vom  
Acker muss sein
Der Überwuchs von Grünstreifen führt immer wieder 
zu Problemen mit Landwirten. Wie die Rechtslage ist, 
erklärt Rechtsexperte Rainer Hilsberg*.
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Ist der Überwuchs eine zumutbare

Belastung für den Landwirt?

Als Kommune verwalten wir zahlreiche 

Grünflächen entlang von Ortsverbindungs- 

und ländlichen Wegen. Auf den Grünstreifen 

im Außenbereich befinden sich viele Feld -

gehölzhecken, Alt- und Jungbäume. Je nach 

Flurstücksbreite sind die Grünstreifen 2 bis 

3,5 Meter breit. An die öffentlichen Flur -
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tücke grenzen überwiegend landwirt-

chaftliche Flächen an. Durch die Bewirt-

chaftung der Ackerflächen entstehen häu-

ig Schäden an den Bäumen bis zu Total-

usfällen. So werden regelmäßig beim 

flügen bis an die Grundstückgrenze (gern 

uch etwas mehr) Baumwurzeln beschä-

igt. Schäden an Stamm und Krone werden 

benso festgestellt. Maschinelles Einkürzen 

on Ästen ackerseits mit dem Verbleib der 

erühmten „Kleiderhaken“ stellt leider nichts 

esonderes dar. Nicht immer wird eine vor-

erige Genehmigung bei uns und der Unte-

en Naturschutzbehörde eingeholt. Erteilen 

ir Genehmigungen wird ein fachgerechter 

chnitt gefordert, jedoch nicht immer umge-
setzt. Die Landwirte beharren darauf, dass 

die Bäume und Feldgehölzhecken nicht über 

die Grundstücksgrenze in Ackerbereich ra-

gen/wachsen. Stellt das Wachsen und Hi-

neinragen der Bäume und Feldgehölze in 

den Ackerbereich eine zumutbare Belastung 

für den Landwirt dar? Darf er Schäden an 

den Bäumen verursachen und/oder unfach-

männische Schnittmaßnahmen vornehmen, 

damit er seine Ackerflächen bis an die 

Grundstücksgrenze bewirtschaften kann? 

Können wir als Kommune den Eigentümer 

der Ackerfläche für Schäden an den Gehöl-

zen haftbar machen?

Antwort:

Grenzabstand nach Höhe der Pflanzen

Alle Bundesländer außer Hamburg, Bremen 

und Mecklenburg-Vorpommern haben 

Nachbarrechtsgesetze oder vergleichbare 

Vorschriften erlassen. In diesen Landes -

gesetzen sind regelmäßig unter anderem 

Vorschriften für den Grenzabstand von 

Pflanzen enthalten. Der nötige Abstand 
* Rainer Hilsberg beschränkt sich auf eine an die 

Allgemeinheit gerichtete Darstellung und Erörte-

rung von Rechtsfragen und Rechtsfällen. Für ei-

ne individuelle Rechtsberatung wenden Sie sich 

bitte an die niedergelassenen Rechtsanwälte.
// Es entstehen weniger Konflikte, 

wenn zur Ackergrenze ein 

Abstand eingehalten wird. //
TASPO BAUMZEITUNG 04/2019
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von Anpflanzungen richtet sich grundsätz-

lich nach der Höhe des Gewächses, wobei 

die Regelungen im Detail von Bundesland 

zu Bundesland unterschiedlich sind. So 

sind im vorliegenden Fall in Sachsen-Anhalt 

nach § 34 Nachbarrechtsgesetz (NbG) mit 

Bäumen und Sträuchern je nach ihrer Hö-

he mindestens folgende Abstände von den 

benachbarten Grundstücken einzuhalten:

●  bis zu einer Höhe von 1,50 m: 0,50 m,

●  bis zu einer Höhe von 3 m: 1 m,

●  bis zu einer Höhe von 5 m: 1,25 m, 

● bis zu einer Höhe von 15 m: 3 m und

●  über 15 m Höhe: 6 m. 

Diese Abstände gelten auch für Hecken, 

falls die Hecke nicht auf der Grenze ge-

pflanzt wird. Sie gelten auch für ohne 

menschliches Zutun gewachsene Pflanzen. 

An Grenzen zu landwirtschaftlich genutz-

ten Grundstücken ist ein Streifen von 0,5 

Meter von Anpflanzungen freizuhalten. 

Dies gilt nicht gegenüber Grundstücken, 

für die nach Lage, Größe oder sonstiger 

Beschaffenheit eine den Grenzabstand er-

fordernde Art der Bodenbearbeitung nicht 

in Betracht kommt. 

Nach § 35 Abs. 1 NbG gilt § 34 NbG unter 

anderem nicht für Anpflanzungen auf 

 öffentlichen Straßen und auf Uferböschun-

gen. Gemäß § 35 Abs. 2 NbG genügt außer-

halb der im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile ein Grenzabstand von 1 Meter für 

alle Anpflanzungen. Hiervon ausgenom-

men ist Wald, für den nach § 38 NbG 

 gesonderte Regelungen greifen.

Gemäß § 39 NbG kann der Nachbar die 

Beseitigung oder das Zurückschneiden einer 

Anpflanzung verlangen, die den vorge-

schriebenen Mindestabstand nicht einhält. 

Die Beseitigung kann nicht verlangt werden, 

wenn die Anpflanzung zurückgeschnitten 

und auf diese Weise ein den Vorschriften 

dieses Gesetzes entsprechender Zustand 

hergestellt werden kann; in diesem Fall 

kann nur verlangt werden, die Anpflan-

zung zurückzuschneiden. Das Beseitigen 
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der Zurückschneiden kann nur verlangt 

erden, soweit zwingende naturschutz-

echtliche Vorschriften nicht entgegen -

tehen. In der Zeit vom 1. März bis zum 30. 

eptember braucht nicht zurückgeschnitten 

u werden. Bei Beachtung der vorgenannten 

egelungen hat der Nachbar keinen An-

pruch auf Beseitigung der Anpflanzung 

der auf ein Zurückschneiden in der Höhe. 

erden die geforderten Abstände nicht 

ingehalten, besteht grundsätzlich ein An-

pruch auf Beseitigung oder Zurückschnei-

en. Dieser Anspruch kann wegen Zeitab-

aufs ausgeschlossen sein. Nach § 40 NbG 

st der Anspruch nach dem NbG auf Besei-

igung von Anpflanzungen, die die vorge-

chriebenen Mindestabstände nicht einhal-

en, ausgeschlossen, wenn nicht bis zum 

blauf des fünften Kalenderjahres, das auf 

as Jahr folgt, in dem die Anpflanzungen 

ie nach dem NbG zulässige Höhe unun-

erbrochen überschritten haben, Klage auf 

eseitigung erhoben worden ist. Der An-

pruch auf Zurückschneiden von Anpflan-

ungen ist ausgeschlossen, wenn die An-

flanzungen über die nach dem NbG zuläs-

ige Höhe hinauswachsen und nicht spä-

estens bis zum Ablauf des zehnten auf die 

nunterbrochene Überschreitung folgen-

en Kalenderjahres Klage auf Zurück-

chneiden erhoben worden ist. 

er Anspruch auf Beseitigung von An-

flanzungen, die bei Inkrafttreten des NbG 

1. Januar 1998) vorhanden sind und den 

orschriften des NbG nicht entsprechen, 

st gemäß § 43 Abs. 3 NbG ausgeschlossen, 

enn sie mit dem bisherigen Recht verein-

ar sind. Für Wald ist auch der Anspruch 

uf Zurückschneiden ausgeschlossen.

Überwuchs

as Überhängen von Ästen sowie das 

indringen von Wurzeln ist in § 910 BGB 

eregelt. Die Vorschrift gibt dem Eigentü-

er des betroffenen Grundstücks ein 

elbsthilferecht, das heißt er kann selbst 
tätig werden und eindringende Wurzeln 

oder überhängende Äste abschneiden. Die-

ses Recht besteht auch dann, wenn An-

sprüche auf Beseitigung oder Zurück-

schneiden in der Höhe nach dem NbG we-

gen Zeitablaufs bereits ausgeschlossen 

sind. Des Weiteren ist es nicht durch den 

Umstand ausgeschlossen, dass die Ab-

standsregelungen des § 34 NbG bei An-

pflanzungen an öffentlichen Straßen gemäß 

§ 35 Abs. 1 NbG nicht zu beachten sind.

Während eindringende Wurzeln nach der 

gesetzlichen Regelung ohne weiteres bis 

zur Grenze abgeschnitten werden dürfen, 

sieht die Vorschrift für überhängende Äste 

ausdrücklich vor, dass dem Baumeigentü-

mer zunächst eine angemessene Frist ge-

setzt werden muss, damit dieser die Äste 

selbst beseitigt. Erst wenn die Beseitigung 

nicht innerhalb dieser Frist erfolgt, darf 

der Beeinträchtigte zur Selbsthilfe schrei-

ten. Beim Abtrennen von Wurzeln ist zwar 

eine entsprechende Aufforderung mit 

Fristsetzung an den Nachbarn nicht erfor-

derlich. Dennoch muss hier nach der 

Rechtsprechung1 aus Gründen der nach-

barschaftlichen Rücksichtnahme und der 

Gebote von Treu und Glauben der Nachbar 

rechtzeitig informiert werden, so dass die-

ser dann die eingedrungenen Wurzeln 

eventuell selbst beseitigen oder zumindest 

noch Maßnahmen treffen kann, um die 

Standfestigkeit des Baumes zu erhalten.
ER AUTOR
ainer Hilsberg ist 

urist in der öffent -

ichen Verwaltung in 

ayern. Er ist mit 

eminaren zur Verkehrssicherungs-

flicht für Bäume als nebenamtlicher 

ozent an der Bayerischen Verwal-

ungsschule tätig und leitet das Sach-

ebiet Sicherheit und Ordnung im 

egierungsbezirk  Schwaben.
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Setzt der Nachbar vor dem Abschneiden 

keine oder eine unangemessen kurze Frist, 

kann der Baumeigentümer grundsätzlich 

einen Anspruch auf Schadensersatz nach 

§ 823 BGB haben. Allerdings wird der 

Schaden in der Regel am fehlenden Pflicht-

widrigkeitszusammenhang scheitern, wenn 

der Nachbar darlegen und beweisen kann, 

dass der Schaden auch bei einer angemes-

senen Frist eingetreten wäre2. 

Das Recht, eingedrungene Wurzeln oder 

Äste abzuschneiden, endet an der Grund-

stücksgrenze. Das Selbsthilferecht des 

§ 910 BGB gibt kein Recht zum Betreten 

des Nachbargrundstücks und insbesondere 

auch kein Recht, den herüberragenden Ast 

am Baumstamm abzuschneiden. Dies kann 

die Ursache für die in der Frage beanstan-

deten „Kleiderhaken“ sein. Ohne Absprache 

mit dem Baumeigentümer darf kein Schnitt 

jenseits der Grundstücksgrenze erfolgen.

Beeinträchtigung erforderlich

Eine ganz wichtige rechtliche Einschrän-

kung erfährt das Selbsthilferecht des 

Nachbarn durch § 910 Abs. 2 BGB. Danach 

steht das Recht, eindringende Wurzeln und 

überhängende Äste abzuschneiden dem 

Nachbarn dann nicht zu, wenn die Wurzeln 

oder Äste die Benutzung seines Grund-

stücks nicht beeinträchtigen. Im Streitfall 

trifft hier den Baumeigentümer und nicht 
58
en betroffenen Nachbarn die Darlegungs- 

nd Beweislast3. 

ine Beeinträchtigung der Grundstücks -

enutzung im Sinne des § 910 Abs. 2 BGB 

st grundsätzlich immer dann gegeben, 

enn die wirtschaftliche Verwertung des 

rundstücks aufgrund der Wurzeln oder 

ste verhindert oder erschwert wird. Eine 

olche Beeinträchtigung der Grundstücks-

utzung ist im Regelfall anzunehmen, 

enn durch die überhängenden Äste die 

earbeitung des betroffenen Grundstücks-

eils mit entsprechenden landwirtschaft -

ichen Maschinen und Geräten erschwert 

der gar unmöglich gemacht wird4. Es 

eicht also grundsätzlich aus, dass der 

berwuchs verhindert, dass die landwirt-

chaftliche Nutzfläche bis an die Grenze 

ewirtschaftet werden kann.

iegt keine Beeinträchtigung vor und sägt 

er Nachbar deshalb unbefugt Baumäste 

der Wurzeln ab, so ist er dem Grund-

tückseigentümer zum Schadensersatz 

erpflichtet. Gleiches gilt, wenn der Nach-

ar zu viel oder zur Unzeit abschneidet5.

acht der Nachbar nach erfolglosem  Ablauf 

er Frist von seinem Abschneiderecht Ge-

rauch, so muss er die überhängenden Äste 

achgerecht abschneiden.  Andernfalls macht 

r sich ebenfalls  schadensersatzpflichtig. 

er Schaden  bezieht sich allerdings nur auf 
die  Differenz zwischen dem rechtmäßigen, 

fachgerechten und dem unrechtmäßigen 

weil übermäßigen und/oder nicht fach -

gerechten Rückschnitt6.

Überlagerung des Zivilrechts durch

 öffentliches Recht

Die vorgenannten zivilrechtlichen Vor-

schriften werden möglicherweise durch 

 öffentlich-rechtliche Vorschriften, nament-

lich aus dem Straßen- und dem Natur-

schutzrecht, überlagert. Soweit es um 

Pflanzungen entlang von Ortsverbindungs- 

und ländlichen Wegen geht, greifen die Re-

gelungen aus den jeweiligen Landesstraßen-

gesetzen. Gemäß § 27 StrG LSA bleibt die 

Bepflanzung des Straßenkörpers dem Träger 

der Straßenbaulast vorbehalten (Satz 1). 

Ihre Pflege und Unterhaltung ist Teil der 

Straßenbaulast (Satz 2). Der Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts sowie der Ge-

staltung des Landschaftsbildes soll dabei 

Rechnung  getragen werden (Satz 3).

Duldungspflicht der Straßenanlieger

Ferner bestimmt Satz 4 der vorgenannten 

Bestimmung, dass die Straßenanlieger alle 

erforderlichen Maßnahmen zu dulden 

 haben. Anders als wie zum Beispiel in 

Brandenburg (§ 27 Abs. 2 BbgStrG, gleich-

lautend § 32 LStrG NW, § 16 Abs. 3 S. 2 

StrG Bln) fehlt in Sachsen-Anhalt und so 
// Pflügen bis an die Grenze kann Wurzeln von 

Alleebäumen beschädigen. //
/ Straßenbäume müssen zwar keinen Grenzabstand einhalten, zur Vermeidung von Problemen ist 

r aber zu empfehlen. //
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auch in den meisten anderen Bundes -

ländern im Landesstraßengesetz eine 

 Regelung, wonach die Eigentümer und 

 Besitzer von Grundstücken an öffentlichen 

Straßen die unvermeidbaren Einwirkungen 

von Pflanzungen aus dem Bereich des 

Straßenkörpers und der Nebenanlagen 

dulden müssen.

 Die Reichweite dieser Regelungen mag 

zwar im Detail noch nicht endgültig ge-

klärt sein7, dies bedarf aber hier mangels 

Einschlägigkeit keiner näheren Vertiefung. 

Soweit die landesrechtliche Regelung wie 

§ 27 StrG LSA schon ihrem Wortlaut nach 

für eine Duldungspflicht des Straßen -

anliegers in Bezug auf Einwirkungen von 

Pflanzungen nichts hergibt, weil diese 

 Bestimmung eine Duldungspflicht nur für 

„alle erforderlichen Maßnahmen“ aus-

spricht, ist das Selbsthilferecht nicht aus-

geschlossen8. 

Denn der natürliche Ast- oder Wurzel-

wuchs ist keine „Maßnahme“ des Straßen-

baulastträgers9. Wegen der öffentlichen 

Wohlfahrtswirkung von Straßenbäumen 

und um die Befugnis zur grenznahen 

 Bepflanzung nicht leerlaufen zu lassen, 

müssen die Beeinträchtigungen jedoch 

nach teilweiser Ansicht eine gewisse  

 Erheblichkeit erreichen, um einen Rück-

schnitt zu rechtfertigen.10
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Gesetzlicher Biotopschutz

es Weiteren kann es sich bei den in der 

rage genannten Feldgehölzhecken um 

ecken und Feldgehölze außerhalb 

rwerbsgärtnerisch genutzter Flächen im 

inne des § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 8 NatSchG 

SA handeln. Diese stellen gesetzlich 

eschützte Biotope im Sinne des § 30 

bs. 2 S. 2 BNatSchG dar. Aus § 30 Abs. 2 

. 1 BNatSchG wird sich nur ausnahms -

eise eine Duldungspflicht des Nachbarn 

n Bezug auf den Überwuchs ergeben. 

ierfür wäre Voraussetzung, dass die Be-

eitigung des Überwuchses zu einer Zer-

törung oder einer sonstigen erheblichen 

eeinträchtigung des Biotops führen könnte 

nd eine Ausnahmegenehmigung gemäß 

 30 Abs. 3 BNatSchG von dem Verbot des 

 30 Abs. 2 BNatSchG nicht erlangt werden 

önnte11. Zerstörung meint die irreparable 

chädigung eines Bestandes mit der Folge 

es gänzlichen Biotopverlusts.  Erheblich 

st eine Beeinträchtigung, wenn sie die 

ebensraumfunktion des Biotops für wild 

ebende Tiere und Pflanzen  wenigstens 

insichtlich einer Art gefährdet12. Fraglich 

st, ob die Beseitigung von Überwuchs die 

eringfügigkeitsschwelle überschreiten und 

inen solch weitgehenden Eingriff in das 

iotop bewirken kann. Dies lässt sich zwar 

icht generell ausschließen, hängt aber vom 

onkreten Einzelfall ab. 
Von den Beeinträchtigungsverboten des 

§ 30 Abs. 2 BNatSchG kann nach § 30 

Abs. 3 BNatSchG eine Ausnahme zugelas-

sen werden, wenn die Beeinträchtigungen 

ausgeglichen werden können (vgl. § 15 

Abs. 2 S. 1 BNatSchG). Ein Ausgleich setzt 

voraus, dass das Biotop in gleichartiger 

Weise wiederhergestellt wird. Dies wird 

häufig nicht machbar sein. Ist ein Aus-

gleich nicht möglich, kommt eine Befrei-

ung nach § 67 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BNatSchG 

in Betracht, wenn die Durchführung der 

Vorschriften im Einzelfall zu einer unzu-

mutbaren Belastung führen würde und die 

Abweichung mit den Belangen von Natur-

schutz und Landschaftspflege vereinbar 

ist. Nach § 67 Abs. 3 S. 2 BNatSchG in Ver-

bindung mit § 15 Abs. 2 BNatSchG kann die 

Gewährung einer Befreiung insbesondere 

von der Durchführung von Ersatzmaßnah-

men abhängig gemacht werden, was auch 

Ersatzpflanzungen mit einschließt.

Fazit

Das Wachsen und Hineinragen der Bäume 

und Feldgehölze in den Ackerbereich kann 

eine nicht hinzunehmende Beeinträchti-

gung der Grundstücksbenutzung sein. Der 

Landwirt darf einerseits keine vermeid -

baren Schäden an den Bäumen verursachen 

und/oder unfachmännischen Schnittmaß-

nahmen vornehmen. Andererseits darf er 

den Überwuchs nur bis zur Grenze ab-

schneiden, nicht darüber hinaus. 

Die Kommune kann den Landwirt für 

 Schäden an den Gehölzen haftbar machen, 

wenn keine evidente Beeinträchtigung der 

Grundstücksbenutzung vorliegt, beziehungs-

weise zu viel, zur Unzeit oder unfachmän-

nisch abgeschnitten wird. //
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